Gewerkschaft und Politik
In den ersten Jahren des allmählichen Erstarkens der freien Gewerkschaften bildete die politische Neutralität der Gewerkschaften den Gegenstand lebhafter Diskussionen. In verschiedenen Schriften und Abhandlungen ist die Frage der politischen Neutralität behandelt worden. Anlass dazugab das gelegentliche Paktieren gewerkschaftlicher Verbände - soweit örtliche Verhältnisse in Betracht kamen – einzelner Sektionen mit der Sozialdemokratischen Partei. Sofort wurde die Behauptung aufgestellt, dass die freigewerkschaftlichen Organisationen mit Haut und Haar der Sozialdemokratischen Partei verschrieben seien. Und es wurde auch erklärt, dass die Sozialdemokratische Partei  in reichlichem Masse von den Gewerkschaften finanziell unterstützt, ja ausgehalten werde. Immer noch lieben es die Unternehmer und ihre Organisationen, die freien Gewerkschaften als rein sozialistische Gebilde hinzustellen. Bekanntlich stimmen auch die christlichsozialen Verbände und andere Zwitterorganisationen in den gleichen Ruf ein. Sie tun das in der Absicht, Arbeiter vom Beitritt in die freien Gewerkschaften abzuhalten und sie ihren eigenen Reihen zuzuführen. Es geschieht dies mit der verlogenen Behauptung, dass die Mitglieder der freien Gewerkschaften auf ein bestimmtes politisches Programm, dasjenige der Sozialdemokratischen Partei, verpflichtet seien. Ferner legten die freien Gewerkschaften mehr Gewicht auf die Verfolgung politischer Ziele, als auf die Verfechtung der wirklichen wirtschaftlichen Interessen der Mitglieder.
Immer wieder begegnet man von dieser und jener Seite dem Vorwurf, dass die freien Gewerkschaften nichts anderes seien als rein sozialdemokratische Gebilde. Und es ist deshalb begreiflich, wenn ab und zu die Frage aufgerollt wird, wie es in dieser Beziehung stehe und wie weit die politische Neutralität gesichert sei. Verschiedene Theoretiker der Gewerkschaftsbewegung haben sich mit dieser Frage beschäftigt. Aber nicht immer ist das Problem richtig und in einwandfreier Weise sachlich behandelt worden. Nur zu oft spielten bestimmte Verhältnisse und gewisse Gefühlsmomente mit. Rein praktisch betrachtet, ist zu sagen, dass die politische Neutralität der Gewerkschaften keine Streitfrage mehr bildet. Es gibt und kann keine politische Neutralität der Gewerkschaften und namentlich der freien Gewerkschaften geben. Anders stellt sich die Frage mit Bezug auf die parteipolitische Neutralität. Hier muss der Grenzstrich gezogen und erklärt werden, dass die freien Gewerkschaften - im Gegensatz zu den christlichen Organisationen und anderen ähnlichen kleinen Gebilden - auf dem Boden der absoluten parteipolitischen Neutralität stehen und stehen müssen. 
Wir haben betont, dass eine politische Neutralität der Gewerkschaften nicht in Frage kommt. Vornehmlich gilt das für die gewerkschaftlichen Verbände des Staatspersonals. Wollten sich diese nicht mit Fragen beschäftigen, die auf politischem Boden entschieden werden, dann würden sie sich selbst zwangsläufig von der Mitwirkung in wichtigen Angelegenheiten, die gelegentlich nur sie berühren, ausschalten. Die Gewerkschaften und in erster Linie diejenigen des Staatspersonals, müssen sich unbedingt die Möglichkeit wahren, zu Fragen und Angelegenheiten wirtschaftlicher und sozialer Natur positiv oder negativ Stellung zu nehmen, die ausschliesslich auf politischem Boden, im Parlament oder in der Volksabstimmung entschieden werden. Das wäre dann unmöglich, wenn man sich auf den Boden absoluter politischer Neutralität stellen würde. Es gab und gibt heute noch Leute, die diese Auffassung vertreten, die aber auch mit Bezug auf die gewerkschaftlichen Kampfmethoden im allgemeinen einen anderen Standpunkt einnehmen. Wohin es führen müsste, wenn man sich auf den Boden der absoluten politischen Neutralität stellen würde, geht aus einem einzigen Hinweis hervor. Wir hätten beispielsweise im Jahr 1920 nicht Stellung nehmen können bei der Abstimmung über das Arbeitszeitgesetz. Aber auch dann, wenn man die Grenze nicht so enge ziehen wollte, ergäben sich unhaltbare Zustände und Verhältnisse. Nehmen wir an, dass der Begriff der politischen Neutralität nicht so eng umschrieben wurde, dass in jenen Fragen, die auf politischem Boden entschieden werden und an denen ausschliesslich das Staatspersonal direkt interessiert ist, dessen Verbände eine Parole ausgeben könnten. Wie stände es aber dann, wenn eine Frage entschieden werden muss, an denen die Mitglieder der Verbände als Konsumenten wirtschaftlieh oder sonstwie, namentlich auch als Gewerkschafter, Interessiert sind? Bei der Lex Häberlin hätten wir keine Parole ausgeben dürfen, es wäre nicht möglich, zu sozialpolitischen Vorlagen, die doch auch für den Gewerkschafter eine grosse Bedeutung haben, irgendwelcher Stellung zu nehmen.
Gerade m der Demokratie müssen sich die Gewerkschaften die Freiheit und die Möglichkeit wahren, zu wirtschaftlichen und sozialpolitischen Fragen und Angelegenheiten Stellung zu nehmen, die auf politischem Boden entschieden werden. Und es wäre falsch, würde man hier diese Möglichkeiten wesentlich einschränken. Es muss diese Freiheit für die Gewerkschaften gewahrt werden, auch auf die mögliche Gefahr hin, in Gegensatz zu politischen Parteien zu geraten. Schliesslich bleibt dem einzelnen Mitglied das Recht gewahrt, eine von Verbandsbeschlüssen abweichende Stellung einzunehmen dann, wenn es sich nicht um eine Angelegenheit handelt, die als rein gewerkschaftlich angesprochen werden muss, wie das beim Besoldungsgesetz beispielsweise der Fall ist.
Anders verhält es sich bei der parteipolitischen Neutralität. Keine Gewerkschaft darf, wenn sie lebensfähig bleiben und die Interessen ihrer Mitglieder richtig verfechten will, sich irgendwie einer Partei verpflichten. Das sagt aber nicht, dass in bestimmten Fällen nicht gemeinsam mit politischen Parteien zu einer gegebenen Angelegenheit Stellung bezogen und der Kampf gemeinsam dafür oder dagegen geführt werden kann. Da muss jeweilen nach den bestehenden Verhältnissen und Umständen entschieden werden. Es kann sich die Situation ergeben, dass politische Parteien für eine Vorlage, an der eine oder verschiedene Gewerkschaften direkt interessiert sind, eintreten, dass aber zur Verfechtung derselben verschiedene sachliche Gründe angeführt werden. In einem solchen Fall wird sich die Gewerkschaft die Freiheit vorbehalten, wenn sich ein Zusammengehen mit politischen Parteien als zweckmässig erweist, mit jenen Parteien zu paktieren, die von den gleichen sachlichen Erwägungen ausgehen wie die gewerkschaftliche Organisation. Hier muss eben von Fall zu Fall entschieden werden. Niemals kann es sich aber darum handeln, eine Verbindung mit einer politischen Partei auf die Dauer einzugehen und dabei noch bestimmte Verpflichtungen auf sich zu nehmen.
Deswegen, dass eine gewerkschaftliche Organisation in bestimmten Fällen mit einer politischen Partei zusammengeht, ohne dass diese Verbindung dauernden Charakter hat und nur für den konkreten Fall besteht, kann man nicht den Vorwurf der parteipolitischen Einstellung erheben. Solche Verbindungen erfolgen temporär aus reinen Zweckmässigkeitsgründen und verpflichten die Gewerkschafter zu weiter nichts. Und auf keinen Fall kann die Rede davon sein, dass etwa die Mitglieder einer gewerkschaftlichen Organisation sich der oder den politischen Parteien verschreiben, mit denen rein zufälligerweise einmal in einem gegebenen Fall gemeinsam gehandelt wird.
Es wird auch keiner freien Gewerkschaft jemals einfallen, ihre Mitglieder auf ein bestimmtes politisches Programm für eine politische Partei zu verpflichten. Sie würde damit sich selber das Rekrutierungsgebiet für ihre Mitglieder einschränken. Innerhalb der Gewerkschaft wird jedem seine politische Überzeugung und Auffassung freigestellt. Was die Gewerkschaft vom Mitglied verlangt und verlangen muss, das ist die Wahrung und Beobachtung der obersten gewerkschaftlichen Grundsätze, die Achtung gefasster Beschlüsse. Das Mitglied soll Solidarität üben, kollegialisch handeln und Disziplin halten. Im übrigen kann es sich politisch betätigen, wie es ihm beliebt, mit der Einschränkung, dass es die parteipolitische Neutralität der Gewerkschaft achtet.
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